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Das Abstimmungsplakat ist ein typisches Instrument der Schweizer Politik. Es 

wird immer dann angeschlagen, aufgehängt, wenn über eine Verfassungsände­

rung oder über ein Gesetzesreferendum abgestimmt werden muss. Es wirkt allein 

und durch die Wiederholung an verschiedenen Orten. Als Vorläufer dieses poli­

tischen Plakats kann das politische Flugblatt gesehen werden. Es spielte bereits 

in der Reformation und in den Bauernkriegen des 16. und 17. Jahrhunderts eine 

wichtige Rolle, sowohl als Schriftplakat als auch mit bildlichen Darstellungen.1 

Mit dem Aufkommen der Werbung und der Entwicklung von Reproduktionstech­

niken wie der Lithografie um 1890, die den Druck von Grossformaten in hoher 

Zahl ermöglichten, begann der Siegeszug des modernen Plakats.2 Schweizer 

Maler wie Burkhard Mangold, Cuno Amiet, Giovanni und Augusto Giacometti, 

Otto Baumberger, Dora Hauth oder Niklaus Stoecklin liessen moderne Kunst­

strömungen in die Gestaltung der Plakate einfliessen. In der Zwischenkriegszeit 

löste der Offsetdruck die Lithografie ab, und statt der Maler übernahmen mehr­

heitlich Grafiker die Gestaltung der Plakate, die Fotografie kam zunehmend als 

Werbeträger auf.3 Anfänglich hatten die Plakate sehr unterschiedliche Formate, 

1910 wurde das Einheitsformat der Plakate auf die Masse 90,5 × 128 cm (  Welt­

format  ) festgelegt.4 

Die Entwicklung der Abstimmungsplakate – es gibt sie in der Schweiz seit 

dem Ende des 19. Jahrhunderts – nahm diese allgemeinen Tendenzen auf. So 

treten denn als Gestalter der Abstimmungsplakate für oder gegen das Frauen­

stimm­ und ­wahlrecht die erwähnten Malerinnen und Maler wie Otto Baum­

berger,5 Niklaus Stoecklin, Dora Hauth oder Hans Erni ebenso auf wie bekann­ 

te Grafiker und Grafikerinnen, etwa Donald Brun, Hermann Eidenbenz oder 

Beatrice Afflerbach, aber auch anonyme Gestalter. Die Ikonografie der Abstim­

mungsplakate folgt einer eigenen Logik  : Es geht um Ja oder Nein,6 und das 

Flugblätter, Werbe- und Abstimmungsplakate
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muss klar erkennbar sein. Differenzierungen wären kontraproduktiv. Abstim­

mungsplakate wollen auch nicht in erster Linie informieren, sie wollen Emotio­

nen wecken und sie übertreiben dafür oft und heftig. Dennoch sind Abstim­

mungsplakate Gradmesser für politische Auffassungen und gesellschaftspolitische 

Strömungen. Als solche werde ich sie im Hinblick auf die Auseinandersetzungen 

um das Frauenstimm­ und ­wahlrecht analysieren, und zwar zunächst chrono­

logisch die bildlichen Darstellungen und dann, in einem zweiten Schritt, ihre 

inhaltliche Bedeutung. 

Dabei werden hier nur ausgewählte Plakate abgebildet, die im Basler Abstim­

mungskampf gezeigt wurden, je eines pro und eines contra das Stimmrecht. Sie 

bilden aber keine spezielle Basler Plakatkategorie, vielfach wurden die gleichen 

Plakate bei Abstimmungen in mehreren Kantonen benutzt. Gelegentlich werde 

ich daher auf Plakate hinweisen, die in anderen Kantonen beziehungsweise zu 

den eidgenössischen Abstimmungen gezeigt wurden, ohne dass sie hier abge­

bildet sind. Verschiedene Schweizer Institutionen sammeln Plakate und machen 

sie öffentlich zugänglich, insbesondere die Plakatsammlung der Basler Schule 

für Gestaltung,7 aus der die meisten Plakate in diesem Beitrag stammen, die 

Plakatsammlungen des Museums für Gestaltung, Zürich und der Zürcher Hoch­

schule der Künste8 sowie die Plakatsammlung der Schweizerischen National­

bibliothek. 
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Die Plakate  : Themen, Darstellungen,  
Gestalterinnen und Gestalter

Es gab in Basel zwischen 1920 und 1966 fünf kantonale Abstimmungen zum 

Frauenstimmrecht, zudem eine Abstimmung über das Stimmrecht in den Bürger­

gemeinden und eine sogenannte Probe­ oder Konsultativabstimmung, an der 

ausschliesslich Frauen teilnahmen und die keine rechtliche Wirkung hatte.9 In 

den Basler Abstimmungsplakaten zwischen 1919 und 1966, die diese Abstim­

mungen begleiteten, sind zwei Themenkomplexe dominant  : Geschlechterrollen 

und Mutterschaft sowie Gleichheit und Gerechtigkeit. Der bildliche Hinweis auf 

die Geschlechterrollen, insbesondere die Mutterrolle und die Pflichten der Müt­

ter, überwiegt dabei bei Weitem. 

1920

Am Anfang der Serie der Basler Abstimmungen im Jahr 1920 wird – wie auch 

Meylan et al. das für die Abstimmungen generell betonen – das Thema von den 

Befürworterinnen auf der «  Ebene der grossen Ideale  » 10 angesprochen  : So wird 

im von Dora Hauth11 gestalteten Plakat (  Abb. 1  )12 die Waage, das Sinnbild der 

Gerechtigkeit der Justitia, von einer nackten Frau gehalten, deren Pose auf dem 

Pferd Freiheit und Aufbruch signalisiert. Ein weiteres Plakat, das in Zürich und 

Basel gezeigt wurde, argumentiert mit der Verantwortung als Last, die von 

 Männern und Frauen in gleichem Masse getragen wird und daher auch Gleich­

berechtigung begründet. 

Das Nein­Plakat (  Abb. 2  )13 – es ist kein Grossplakat, sondern ein A4­Blatt 

und damit noch eher ein traditionelles Flugblatt, das im Abstimmungskampf 

verteilt wurde – argumentiert mit dem Gedanken der ‹  verkehrten Welt  ›, hier als 

Umkehrung der Geschlechterrollen und ihrer Folgen  : Die Rednerin auf dem 

 Podium steht gross, gestikulierend und mit Haarknoten nicht gerade eine lieb­

liche Schönheit, unten um das Podium herum sammeln sich Frauen, zum Teil 
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mit Schürze, was signalisiert, dass sie gerade von der Hausarbeit oder als Dienst­

mädchen von der Arbeit weggelaufen sind. Dagegen steht der Mann klein und 

bescheiden am Kinderwagen, das daraus ragende Bein des Säuglings ist als An­

zeichen zu werten, dass auch im Kinderwagen die Ordnung gestört ist. In seiner 

linken Hand hält er eine Babyflasche, die undeutlich gezeichneten Schuhe kann 

man als Pantoffeln oder Hausschuhe ‹  lesen  ›. Die Darstellung enthält keine 

 Abstimmungsparole, sondern nur die Warnung an die Männer, zu bedenken, was 

die Folge eines Ja für die Zukunft bedeuten könnte. In seiner Warnung vor  

der ‹  verkehrten Welt  › enthält es alle Elemente, die in den Debatten um das 

Stimmrecht von der Gegnerschaft vorgebracht wurden  : die Gefahr für die Gesell­

schaftsordnung, die Vermännlichung der Frau, die Herabsetzung des Mannes, 

die Unordnung und die Gefahr für die Kinder. 

1927

Das befürwortende Plakat der Abstimmung von 1927 (  Abb. 3  ) versucht es 

mit Humor, ein eher seltenes Element im Abstimmungskampf. «  Der Staat bin 

1 2

« Der Staat bin Ich ! Was geht das die Frauen an ? »
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Ich  ! Was geht das die Frauen an  ?  », verkündet der Spiessbürger, der in der 

‹  Rundschau  ›, dem Parteiorgan der Bürger­ und Gewerbepartei (  BGB, später SVP  ), 

liest. Die Schrift ist in der alten deutschen Kurrentschrift gesetzt. Wer kein 

Spiessbürger ist, stimmt Ja, macht die Parole deutlich. Die Initiative zur Ab­

stimmung stammte von der Kommunistischen Partei, das Plakat wurde von 

der Partei in Auftrag gegeben, gestaltet hat es der Riehener Willi Wenk.14 Das 

niederschmetternde Abstimmungsergebnis von 71 Prozent Nein wird nach der 

Abstimmung in der ‹  Rundschau  › als Folge von «  Zwängerei  » erklärt, mit der man 

«  auch im berüchtigten Kanton­Baselstadt  » nicht zum Ziel komme, und man 

zeigt sich erfreut darüber, dass die Argumentation mit der «  verhassten Rund­

schau  » nicht verfangen habe.15 

Das gegnerische Plakat (  Abb. 4  ), gestaltet vom Basler Grafiker Ernst Keiser,16 

ist wohl eines der bekanntesten Abstimmungsplakate  : «  Die Mutter treibt Poli­

tik  !  ». Es argumentiert einerseits mit dem Topos der ‹  verkehrten Welt  › in Gestalt 

der Katze mit glühenden Augen im Kinderwagen und des Säuglings auf  

3 4
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dem Boden, andererseits aber auch mit der Bedrohung der häuslichen und der 

gesellschaftlichen Ordnung in der Darstellung von Chaos im Haus und vor dem 

Fenster. 

1946

Bei der ersten Abstimmung nach dem Zweiten Weltkrieg, 1946, sind die 

eingangs erwähnten neuen Strömungen in der Darstellung erkennbar, die Foto­

grafie hat Einzug in die Werbung und auch auf die Abstimmungsplakate gehal­

ten. Das befürwortende Plakat (  Abb. 5  ) der Partei der Arbeit (  PdA  ), in der sich 

Kommunistinnen und Kommunisten nach dem Verbot der KP wieder organisier­

ten, ist ein ‹  Film­Still  ›, ein aus dem Dialektfilm ‹  S’Vreneli am Thunersee  ›17 

geschnittenes Foto. Es zeigt die Hauptdarstellerin Lotti Geissler (  1919–1983  ), 

die zur Zeit der Abstimmung Schauspielerin am Basler Theater war. 1946  heiratet 

sie Friedrich Dürrenmatt und beendet ihre Schauspielkarriere. Trotz zeitgenös­

sischer grafischer Elemente ist dieses Plakat des Grafikers Hermann Eidenbenz18 

5 6
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eine Ausnahme in der Reihe der Abstimmungsplakate, weil es eine konkrete 

moderne Frau zeigt, weil es aber auch auf Freiheit als zentralem Element der 

Gesellschaft (  Frau – Volk  ) fokussiert.19 Das gegnerische Plakat (  Abb. 6  ) von 

Donald Brun20 zeigt die berühmte Fliege auf dem Kinder­Nuckel, eine Nahauf­

nahme in einem überhöhten Realismus, der ans Irreale grenzt.21 Die Fliege, 

Sinnbild für Schmutz und Dreck und Warnung vor den Folgen des Wahlrechts für 

die Gesundheit der Kinder, hat denn auch heftige Reaktionen ausgelöst. So 

schreibt 1946 die Redaktorin des ‹  Vorwärts  ›, Claire Bächlin, dass diese Fliege 

Arbeiterinnen erboste, weil es niemanden stören würde, wenn wegen der Ar­

beitsüberlastung aufgrund ihrer Doppelrolle als Arbeiterin und Hausfrau eine 

Fliege sich auf dem ‹  Nuggi  › niederliesse.22 Iris von Roten erwähnte in ‹  Frauen 

im Laufgitter  › noch mehr als zehn Jahre nach der Abstimmung den besagten 

«  Schnuller  ». Für sie wurde der Nuckel zum Sinnbild des Mannes, des «  Riesen­

säuglings  », der um sein eigenes Wohlergehen besorgt war, nicht um das des 

Säuglings.23

1954–1959

Die Frauenbefragung oder Probeabstimmung des Jahres 1954 sollte das 

 Argument aus dem Weg räumen, dass die Frauen selbst mehrheitlich gegen das 

Stimmrecht waren, es ‹  nicht wollten  ›. Der Basler Regierungsrat hatte erst nach 

einigem Zögern in diese Abstimmung eingewilligt, da er eine Abstimmung für 

unsinnig hielt, deren Ergebnis rechtlich nicht verbindlich war.24 Bei einer 

Stimmbeteiligung von 60 Prozent sprachen sich 74 Prozent der Frauen für  

das Stimmrecht aus. Das Plakat (  Abb. 7  ) von Beatrice Afflerbach25 wirbt mit 

einem kecken Knaben zunächst einmal für die Beteiligung an der Abstimmung. 

«  My Mammi goht go stimme Ja  » zeigt aber auch ein Kind, das ob dieser Neue­

rung weder vernachlässigt noch verängstigt ist. Sein Gegenbild (  Abb. 8  ) ist der 

Knabe an der darauffolgenden ‹  Männerabstimmung  › des gleichen Jahres  : Mit 

zerrissenen Kleidern und einem schlechten Zeugnis in der Hand jammert er  : 

«  Syt’s Mammi politisiert, het’s fir mi kai Zyt meh  ». Da seien den Gegnern offen­

sichtlich die Argumente ausgegangen, meldeten die Befürworterinnen des 

Stimmrechts.26 Als Gestalter des Plakats gilt Arthur Rahm, ein wohl eher lokaler 

Grafiker.27 

« Der Staat bin Ich ! Was geht das die Frauen an ? »
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In der ersten eidgenössischen Abstimmung versuchte man in Basel an die 

Grosszügigkeit der Männer zu appellieren, als Belohnung für die Zustimmung 

gibt es im von Jürg Spahr 28 gestalteten Plakat einen Kuss (  mit Lippenstift  !  )

(  Abb. 9  ). Im Nein­Plakat (  Abb. 10  ) des Basler Frauenkomitees gegen das Stimm­

recht greifen Hände mit der Bezeichnung ‹  Partei  › nach einer fragilen Frau. Die 

Gefahr für ihren Körper ist physisch spürbar. Das anonyme Plakat wird dem 

Grafiker Werner Nänny 29 zugeschrieben. Wohl gab es auch in dieser Abstimmung 

Plakate, die nicht mit Grosszügigkeit und Belohnung argumentierten – Brigitte 

Studer zeigt ein Plakat, wieder von der PdA, mit einer modernen Frau und dem 

Wahlslogan «  Keine Pflichten ohne Rechte  ».30 Sie wurden in Basel nicht ausge­

hängt. 

1966–1971

Die Werbung (  Abb. 11  ) zur (  endlich  ) erfolgreichen Basler Abstimmung 1966 

zeigt keine bildliche Darstellung mehr, sondern ist ein reines Schriftplakat  : 

«  Männer für Frauen Ja  ». Das Plakat von Jean Mentha31 ging als bestes Plakat 

aus einem vom Justizdepartement Basel­Stadt veranstalteten Wettbewerb her­

vor, an dem sich alle Klassen beteiligen konnten.32 Auch das gegnerische Plakat 

des Basler Aktionskomitees gegen das Frauenstimmrecht verzichtete auf bildli­

che Darstellungen, als wären alle darstellerischen Möglichkeiten ausgeschöpft, 

und begnügte sich mit einem grossen und fetten «  NEIN  ». 

Abbildungen gab es in diesem Wahlkampf wohl nur von ‹  nicht professionel­

ler  › Seite, etwa wenn der Helvetia am St. Jakobs­Denkmal ein Plakat angehängt 

wurde mit dem Text «  Ich darf nicht stimmen  »33 ( siehe im folgenden Fotoessay 

das Bild 22 ). Auch 1971 (  Abb. 12  ) heisst es im grafischen Plakat  : «  Mitsprache­

recht der Frauen auch im Bund  »,34 womit man darauf hinwies  : «  Wir haben es 

bereits  ». Ein gegnerisches Plakat gab es nicht mehr. In anderen Kantonen wurde 

dann noch mit dem «  männlichen Ja  » für die Frauen und einem Blumenstrauss 

für die Männer geworben.35 Das Abstimmungsergebnis zeigte deutlich, dass die 

Meinungen gemacht waren  : 82 Prozent Befürwortung in Basel, der Durchschnitt 

aller Schweizer Kantone lag bei 66 Prozent, und es resultierte ein Ständemehr 

von 14  ½ Kantonen. 

« Der Staat bin Ich ! Was geht das die Frauen an ? »
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Zwischen Mutterschaft und Grundrecht

Die Plakate begleiten eine wiederholte und kontroverse Diskussion in einem 

Zeitraum von fünfzig Jahren. Warum aber war in der Schweiz der Ausschluss  

der Frauen so lange möglich, obwohl die Bundesverfassung in Art. 4 festhält, 

dass alle Schweizer vor dem Gesetz gleich sind  ? Es wird meist den Mechanismen 

der Abstimmungsdemokratie zugeschrieben. Das ist aber nicht alles  : Es war 

auch, oder sogar vornehmlich, die Definition der Gleichheit. In der Schweizer 

Verfassungsdiskussion wurde vielfach implizit oder explizit das aristotelische 

Konzept der Gleichheit angewandt,36 das besagt ‹  Gleiches nur Gleichen  ›, nur 

Gleiches dürfe also gleich behandelt werden. So hiess es im ‹  Schweizerischen 

Bundesstaatsrecht  › von Fleiner / Giacometti aus dem Jahr 1949  : «  Der Bundes­ 

und kantonale Gesetzgeber haben jedoch auf Grund des Art. 4 BV nicht eine 

absolute mechanische Gleichheit, die auf die bestehenden Ungleichheiten, wie 

z. B. das Alter, das Geschlecht, die Urteilsfähigkeit […] gar keine Rücksicht 

nimmt, zu verwirklichen. […] Die Gleichheit vor dem Gesetz verlangt vielmehr, 

dass derartige Unterschiede auch in der Rechtsordnung Berücksichtigung finden. 

Die Gleichbehandlung von Ungleichen würde ihrerseits zu Ungleichheit füh­

ren.  » 37 Allerdings müsse die Verschiedenheit, die eine Ungleichbehandlung 

 legitimiert, «  erheblich  » sein. Noch 1957 führt der Bundesrat in der Botschaft 

zur ersten eidgenössischen Abstimmung zum Frauenstimmrecht aus  : «  Es fragt 

sich, ob die Unterschiede zwischen Mann und Frau so erheblich sind, dass  

der Ausschluss der Frauen vom Stimmrecht auch weiterhin mit dem Grundsatz 

der Rechtsgleichheit vereinbart werden kann …  » Er kommt dann allerdings  

zum Ergebnis, dass das inzwischen nicht mehr der Fall sei, weil sich die Lebens­

verhältnisse von Männern und Frauen in vielen Bereichen angeglichen hät­

ten, so dass eine Zustimmung zum Stimmrecht von seiner Seite gerechtfertigt 

sei.38 
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Mutterschaft hatte man als solch einen «  erheblichen  » Unterschied gewertet, 

der einen Ausschluss vom Stimm­ und Wahlrecht rechtfertigte. In der National­

ratsdebatte 1945 wurde damit argumentiert, dass die Mutterpflichten die  Frauen 

an der Ausübung ihrer politischen Rechte hindern würden.39 Die Fähigkeit, 

 Kinder zu gebären, und die Pflicht, sie zu erziehen und für sie zu sorgen, waren 

Merkmal und Symbol der Differenz, aufgrund derer die Unfähigkeit von Frauen, 

sich an der Politik zu beteiligen, konstruiert wurde. Diese Argumente nehmen 

die Plakate auf und verstärken sie. Machen Frauen Politik, verlieren sie die 

mütterlichen Fähigkeiten und vernachlässigen die dazugehörigen Pflichten. Das 

Kind fällt aus dem Kinderwagen, auf den ‹  Nuggi  › setzen sich Fliegen, und der 

arme Junge steht mit zerrissenen Hosen und schlechten Zeugnissen da. Noch 

1966 führt der Basler Regierungsrat als eines von drei Hauptargumenten der 

Gegner der politischen Rechte der Frauen an, dass die «  Frau ins Haus  », also zu 

Mann und Kind, gehört.40 Auf der Rednertribüne hat sie gemäss diesen Ansich­

ten nichts zu suchen. 

Aber auch die Befürworterinnen argumentieren mit Familie, mit den Kin­

dern  : mit dem stolzen Knaben, wenn die Mutter abstimmen darf. In einem 

weiteren Plakat von Beatrice Afflerbach sagt ein ebenso aufgewecktes, keckes 

Mädchen  : «  My Bappe stimmt Jo  ». Damit wird die Vereinbarkeit von Politik und 

häuslichen Pflichten belegt, aber auch auf das Argument der Befürworter ange­

spielt, dass Frauen gerade als Erzieherinnen von Kindern das Stimmrecht drin­

gend brauchten. 

Es wird also auf der Ebene der Plakate nochmals deutlich, warum der Aus­

schluss der Frauen so lange möglich war und nicht als Unrecht empfunden 

wurde, warum die Schweiz trotzdem überzeugt war, ein demokratischer Staat zu 

sein, die Musterdemokratie gar. Mutterschaft konstruierte die wesentliche und 

wesenhafte Ungleichheit, die den Ausschluss legitimierte. Das Wahlrecht war 

kein Menschenrecht, sondern es war etwas, das man den Frauen gewähren 

konnte (  oder nicht  )  : ein ritterliches Ja oder etwas, wofür es von Frauenseite 

einen Kuss geben konnte, eine Frage der Gesinnung – wie der gegnerische Füdli­

bürger, der sagt  : «  Der Staat bin Ich !  ». Sei kein Spiessbürger, ist die Forderung. 

Selbst das Schrift­Plakat «  Männer für Frauen  » appelliert an die Grosszügigkeit 

der Männer, etwas für die Frauen zu tun, nicht an ihr Demokratieverständnis. 
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Aber Mutterrolle und Mutterschaft waren nicht nur Ausschlusskriterien, er­

möglichten nicht nur die Ausgrenzung von Frauen, sie konzipierten auch einen 

politischen Status.41 Frauen verlangten das Wahlrecht, weil sie sich für die 

kommende Generation verantwortlich fühlten. Noch bevor man ihnen das Wahl­

recht in den Basler Bürgergemeinden zugestand – wohl auch aufgrund der Ver­

mutung ihrer sozialpolitischen Kompetenzen –, hatten sie auch in Basel Einsitz 

in Schulkommissionen.42 Sie wurden in sozialpolitischen Fragen vorstellig  : So 

verlangte eine Frauendelegation im Jahr 1946, also dem gleichen Jahr, als  

das Stimmrecht erneut abgelehnt wurde, eine Audienz im Grossen Rat wegen 

Versorgungs­ und Rationierungsfragen.43 Als Hüterinnen und Erzieherinnen der 

Jugend erhielten sie staatstragende Funktionen. 

Die Argumentation, dass den Frauen gerade wegen ihrer Verschiedenheit, 

ihrer Friedfertigkeit und ihres Gemeinsinns, ihrer Rolle als Mutter und Erziehe­

rin politische Rechte zugestanden werden mussten, und weil sie andere Auf­

gaben als Männer hätten, dieses Differenzargument wurde um 1900 von einem 

grossen Teil der Frauenbewegung angeführt.44 Es ist keineswegs eine Schweizer 

oder gar Basler Besonderheit. Auch schwedische Politikerinnen und Soziologin­

nen gehen davon aus, dass gerade die Vorstellung und das Argument weiblicher 

Differenz, trotz aller Problematik, in Schweden die Gleichstellung gefördert 

habe.45 Allerdings scheint in der Schweiz Mutterschaft überwiegend als ausgren­

zender Status verstanden worden zu sein. Zwar argumentieren die Kinderplaka­

te der Befürworterinnen noch in den Abstimmungen von 1954 implizit mit der 

Mutterrolle, aber die Tatsache, dass ihnen so lange kein Erfolg beschieden war, 

zeigt, dass diese Rolle nicht als politischer Status verstanden wurde. Die Aus­

schlussargumente der Gegner, auf der Ebene der Plakate gefasst als Fliege auf 

dem Schnuller, Katze im Kinderwagen und schlechtes Zeugnis, waren offensicht­

lich stärker. 

Weitere befürwortende Plakate argumentieren auch mit der Leistung der 

Frauen, mit der Last, die beide tragen (  Basel 1920, nicht in der Auswahl  ) oder 

mit dem Aufbau (  Frauenbefragung Basel 1954, nicht in der Auswahl  ), den bei ­ 

de gleich leisten, aufgrund deren beiden gleiche Rechte zustehen. Diese Argu­

mentation hatte sich der Basler Regierungsrat insbesondere nach dem Zweiten 

Weltkrieg zu eigen gemacht, als man davon ausging, die Frauen hätten das 

« Der Staat bin Ich ! Was geht das die Frauen an ? »



141

Zwischen Mutterschaft und Grundrecht

Stimmrecht «  verdient  ».46 Eine bedeutende Rolle spielt aber auch das Argument 

der Erwerbstätigkeit von Frauen. In der Plakat­Ikonografie wird es am deutlichs­

ten durch das Bauernpaar der Zürcher Abstimmung von 1947 und den Slogan 

«  zämme schaffe – zämme stimme  ».47 Der Bundesrat hatte Ausbildung und 

 Erwerbstätigkeit von Frauen in seiner Botschaft zur Abstimmung von 1959 als 

Argument für die «  Angleichung  » von Frauen und Männern dafür angeführt, 

dass die Unterschiede zwischen Männern und Frauen nicht mehr «  erheblich  » 

seien.48 Auch der Basler Regierungsrat integriert die Statistik der Frauen­

erwerbstätigkeit in jeden seiner Ratschläge, verhält sich allerdings zunächst 

ambivalent dazu. Wirtschaftliche Faktoren, Erwerbstätigkeit – und nicht «  femi­

nistische Theorien  » – werden zwar als Grund angeführt, warum die Frauen das 

Stimmrecht haben sollen. Gleichzeitig wollte man aber der Angst begegnen,  

das Stimmrecht würde die Frauen der Familie entfremden und allenfalls den 

«  Wunsch  » nach mehr Erwerbstätigkeit fördern. Selbst der Grundsatz ‹  Gleicher 

Lohn für gleiche Arbeit  › werde – so der Regierungsrat 1919 – Frauen eher von 

der Erwerbstätigkeit abhalten als sie fördern.49

Für die Einführung des Stimmrechts wird in den Abstimmungsplakaten nur 

selten mit Menschenrechten, mit Gleichheit und mit Demokratie geworben. Es 

wird an Männer appelliert, an ihre Ritterlichkeit, selbst das 1966er­Plakat 

«  Männer für Frauen  » bricht nicht aus dieser Logik aus. Das ‹  Pferd der Gerechtig­

keit  › oder die ‹  freien Frauen  › der PdA müssen als Ausnahme gelten. Es wurde 

akzeptiert, dass für die Erlangung des Wahlrechts immer ein Akt der Übertra­

gung und Gewährung der Rechte nötig war  : eine Abstimmung der Männer. Die 

politische Ordnung der Schweiz wurde bewusst und explizit über das Menschen­

recht und die Demokratie gestellt. Von diesem Prinzip der ‹  Volks  ›­Abstimmung 

abzuweichen wäre auf Bundesebene wohl möglich gewesen  : Die Formulierung 

von Art. 4, «  Alle Schweizer sind vor dem Gesetz gleich  », war im Sprachverständ­

nis nicht zwingend nur auf Männer zu beziehen. So gab es dann zwischen 1951 

und 1954 verschiedene Versuche, die Entscheidung auf die Ebene der Änderung 

des Wahlgesetzes zu verlagern und der Demokratie auf dem ‹  Interpretations­ 

weg  › zum Durchbruch zu verhelfen, da die Formulierung «  alle Schweizer  » die 

Frauen nicht zwingend ausschloss. Im Nationalrat hatte sich der Walliser Peter 

von Roten für diesen Weg starkgemacht. Auch der Schweizerische Verband für 
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Frauenstimmrecht (  SVF  ) hatte seit Beginn der 1950er­Jahre für dieses Vorgehen 

plädiert und sich beim Bundesrat dafür eingesetzt.50 Es war ein bewusster Ent­

scheid des Nationalrates, nicht von einer Vorstellung des Stimmrechts als eines 

Grundrechts auszugehen und damit eine ‹  Volks  ›­Abstimmung zwingend zu 

 machen, und der Bundesrat teilte diese Meinung.51 

Darin wird auch die Bedeutung sichtbar, die das Fehlen eines Grundrechts­

katalogs in der Schweizer Verfassung zumindest bis zur letzten Totalrevision 

hatte. Die permanente Vertagung der Frauenrechte war nur möglich vor einem 

Verfassungshintergrund, der politische Rechte nicht als unverzichtbare Grund­

rechte fasst. Erst der Bundesgerichtsentscheid in Sachen Appenzell IR, der den 

Kanton zwang, trotz negativer Entscheidungen der Männer den Frauen auch auf 

Kantonsebene das Stimmrecht zuzugestehen, bricht aus dieser Logik aus und 

stellt die Menschenrechte höher.52 Damit wird deutlich, wie wichtig den natio­

nalen Rechten übergeordnete Rechte und ihre übergeordneten Kontrollinstan­

zen sind. 

« Der Staat bin Ich ! Was geht das die Frauen an ? »
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Und heute  ? 

Die traditionelle Mutterrolle, die so dominant in Diskussionen und auf Plakaten 

ausgespielt wurde, und die Verteilung der Verantwortung für Kinder stehen 

immer noch im Zentrum unserer Vorstellungen der Geschlechterrollen, auch 

wenn es nicht mehr die Vorstellungen von 1920 sind. Die Erwerbsquote der 

Frauen in der Schweiz ist sehr hoch, höher als in anderen europäischen Län­

dern.53 Aber der Anteil der Teilzeit arbeitenden Frauen ist ebenfalls in der 

Schweiz am höchsten. Junge Frauen bevorzugen Ausbildungen, in denen sie 

Teilzeit arbeiten können. Und Männer tun das nicht. Frauen werden beim Stel­

lenantritt gefragt, ob sie Kinder planen. Ein Ja ist ein Nachteil. Nur ihnen steht 

ein Mutterschaftsurlaub zu. Nicht einmal vierzehn Tage Vaterschaftsurlaub woll­

te man den Männern kürzlich im Nationalrat zugestehen. Die Frauenaufgabe der 

Kindererziehung ist wohl immer noch entscheidend für die gesellschaftliche 

Situation von Frauen und Männern. Und auch weiterhin wird mit unglücklichen 

Kindern, ‹  Staats kindern  › hinter Gittern und schreienden Säuglingen argumen­

tiert,54 wenn es um ‹  Frauenanliegen  ›, Mutterschaftsurlaub, Väterurlaub und  

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf geht, wie die Beispiele verschiedener 

Abstimmungen seit 2000 zeigen. 
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